Breslauer Kreisblatt. 


Fünfundzwanzigſter Jahrgang. 


Sonnabend den 18. September 1858. 
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Bekanntmachungen. 


(Die Ausübung der Jagd an Sonn: und Feſttagen.) Treibjagden und 
Parforcejagden dürfen an Sonn- und Feiertagen gar nicht — andere Jagden nicht während des Gottes: 
dienſtes ſtattfinden, bei Vermeidung einer Geldftrafe bis zu 50 Rthlr., oder verhältnißmäßiger Arreſt⸗ 
ſttafe. (Amtsblatt⸗Verordnung vom 29. Juni 1843 S. 144.) 

Ich erwarte, daß die Ortsgerichte und Orts-Polizei-Behörden ſtreng darauf halten, daß jede 
Uebertretung dieſer Vorſchrift ſofort angezeigt wird. 


Breslau, den 12. September 18588. 


(Wege- Polizei: Drdnnng für den Regierungs⸗Bezirk Breslau.) 

Auf Grund des § 11 des Geſetzes über die Polizei⸗Verwaltung vom 11. März 1850 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 265) wird über die Unterhaltung der öffentlichen Wege, Dämme und Brücken innerhalb 
es Regierungs⸗Bezirks Breslau, ſowie Über den Verkehr auf denſelben Folgendes beſtimmt und bezie⸗ 
ungsweiſe in Erinnerung gebracht. 

Allgemeine Beſtimmungen über die Verpflichtung zur Wege⸗ Unterhaltung. 
91. | 
1 Die Frage, wer zum Wege⸗, Damm: und Brückenbau verpflichtet iſt, wird, ſoweit nicht in 
Melnen Fällen erweislich zu machen iſt, daß dieſe Verbindlichkeit auf beſonderer Orts⸗Gewohnheit oder 
uf ſpeziellen Rechtstiteln beruht, in Schleſien und der Grafſchaft Glatz durch die Vorſchriften des 
undſtraßen⸗ und Wege⸗ Reglements d. d. Berlin den 11. Januar 1767 beſtimmt. Außerdem aber 
Mmen in allen Fällen, in denen die vorgedachten Entſcheidungsquellen keine Anhaltspunkte geben, die 
eerſchriften des Allgemeinen Landrechts zur Anwendung. 
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Verfahren in Wegebau⸗ Sachen 


9 2. 


In nicht ftreitigen Wegebauſachen, d. h. in ſolchen, in denen die Ver pflichtungs⸗Frage ſchon 
durch eine Entſcheidung der Landespolizei⸗Behörde oder des ordentlichen Richters oder durch Anerkennit 
der Betheiligten feſtgeſtellt iſt, werden die Verpflichteten von den Polizei⸗Behördenn reſp. von den Land 
räthen zur Erfüllung der Wegebaulaſt durch bloße Verfügung und erforderlichen Falls durch ſofortige 
Anwendung der geſetzlichen Zwangsmittel angehalten. 

$3. 


Wenn dagegen unter den Betheiligten darüber, wer die Wegebaulaſt zu erfüllen hat, Streit 
enſteht, ſo müſſen die ſtreitigen Fragepunkte durch die Königlichen Landraths⸗Aemter nach Vorſchrift 
des Citcular⸗Reſkripts des Königlichen Handels⸗Miniſterii vom 11. d. M. gehörig inftruirt und die 
geſchloſſenen Akten ider unterzeichneten Regierung als Landes⸗Polizei⸗Behörde zur Abfaſſung des Bau 
Reſoluts eingereicht werden. 

9. 4. 


Die Polizeibehörden reſp. die Landraths⸗Aemter find indeſſen in allen Fällen, wo Gefahr im 
Verzuge iſt und die interimiſtiſche Entſcheidung ($ 3) ohne Nachtheil für das Verkehrs⸗Intreſſe nicht 


abgewartet werden kann, befugt und verpflichtet, ohne allen Zeitverluſt ſchon vor der Inſtruktion des 


Streitfalls und vor Abfaſſung des Bau⸗Reſoluts die nöthigen Anordnungen zur ordnungsmäßigen Her? 


ſtellung der Kommunikations⸗Anlagen zu treffen. 


In Fällen die ſer Art fordert die zuſtändige Polizeibehörde reſp. der Landrath die muthmaß⸗ 
lich Verpflichteten zur Leiſtung der nöthigen Beſſerungs⸗Arbeiten mit kurzer Friſtbeſtimmung und mit der 
Androhung auf, daß nach erfolgter abgelaufener Friſt dieſe Arbeiten auf ihre Koſten vorgenommen wer⸗ 


den würden. Dieſe Androhung wird, wenn die Leiſtung in der geftellten Friſt gar nicht oder nicht ord⸗ 


nungsmäßig erfolgt, ſofort zur Ausführung gebracht und demnächſt, wenn ſich ein Streit über die 


terhaltungs⸗Verflichtung herausftellt, nach weiterer Inſtruktion des Streitfalls mittelſt Reſoluts nach Maß⸗ 
gabe des § 3. darüber entſchieden, wem die Wegebau⸗Verpflichtung zur Laſt fällt und wer die aufge- 


laufenen Koſten zu tragen hat. 


Aufſicht über den Zuſtand der Wege ꝛc. 


9 5. s 

Die unmittelbare Fürſorge für einen befriedigenden Zuſtand der öffentlichen Wege, Dämme und 

Brücken liegt den Orts-Polizei⸗Obeigkeiten ob. Die Auffihe über die Erfüllung dieſer Ver 
bindlichkeit führen zunächſt die Wege⸗Diſtrikts⸗Kommiſſarien, außerdem die Landräthe. 

noch keine Wege⸗Diſtrikts⸗Kommiſſarien beſtellt find, iſt deren Ernennung durch die Kreis⸗Verſammlun 

gen ſchleunigſt zu veranlaſſen. Die Landräthe oder die in dieſer ſpeziellen Beziehung als ihre Bertrelt! 

und unter ihrer Leitung handelnden Diſtrikts⸗Kommiſſarien haben dafür zu ſorgen, daß die öffentlichen 

Wege, Dämme und Brücken innerhalb ihres Wirkungskreiſes in einen ſolchen Zuſtand verſetzt und g 

rin erhalten werden, daß ſie von den Reiſenden nicht nur ohne Gefahr für ſich und ihr Fuhrwetl 

ſondern auch mit Bequemlichkeit benutzt werden können. a 7 


§ 6. 2 
Wenn der Landrath oder der Wege⸗Diſtrikts⸗Kommiſſarius die Gemeinden und die ſonſt 10 


Wege⸗Beſſerung Verpflichteten von feiner Bereifung der Straßen vorher in Kenntniß fest, ſo muß 1 
Abgeordn 


aus der betreffenden ſtädtiſchen Gemeinde ein Mitglied des Gemeinde⸗Vorſtandes nebſt zwei 


wa — —— - 


ten der Bürgerſchaſt, aus der ländlichen Gemeinde der Schulze oder Ortsvorſteher nebſt den Schöppen 
oder Gerichtsmännern, aus der verpflichteten einzelnen Beſitzung aber der Beſitzer letzterer ſelbſt oder ein 
tellvertreter deſſelben auf der Feldmark an der bezeichneten Stelle einfinden und dem Landrath oder 
dege⸗Diſtrikts⸗Komrniſſarius über Alles, worüber rückſichtlich der Wege⸗Unterhaltung Auskunft verlangt 
wird, dieſe ertheilen. Seinen Anordnungen wegen Beſeitigung der vorgefundenen und gerügten Mängel 
muß binnen der von ihm feſtzuſetzenden Friſt Folge geleiſtet werden. 


Die Wege⸗Diſtrikts⸗Kommiſſarien ſind befugt und verpflichtet, ihren Anordnungen binnen der 
zur Ausführung beſtimmten Friſten nöthigenfalls durch Androhung, von Exekutiv⸗Strafen, ſo wie, wenn 
dieſe nicht fruchten follte, durch Androhung, die Beſſerungs⸗Arbeiten für Rechnung des Verpflichteten 
ausführen zu laſſen, Nachdruck zu geben. n 


Sollte die bloße Androhung der gedachten Zwangsmittel aber nicht genügen, ſo haben die We⸗ 
ge⸗Diſtrikts⸗Kommiſſarien dem Landrath des Kreiſes davon Anzeige zu machen, damit dieſer nicht nur 
die verwirkten Exekutiv⸗Strafen einziehe, ſondern auch die Verpflichteten durch Exekutions⸗Voll⸗ 
ſtreckun g zur Erfüllung der Wegebaupflicht anhalte. 


Die ſelbſtſtändige Einziehung der Exekutiv⸗Strafen und die Exekutions⸗Vollſtreckung überhaupt 
Recht den Wege⸗Diſtrikts⸗Kommiſſarien nicht zu. 5 


Erforderniſſe der ordnungsmäßigen Beſchaffenheit der Wege u. ſ. w. 


8 7. 


f Zur ordnungsmäßigen Herſtellung und Unterhaltung der öffentlichen Wege, Dämme und Brü⸗ 
ken nicht minder der öffentlichen Fußwege gehört Alles, was die Sicherheit und Bequemlichkeit des Ver⸗ 
kehrs erfordert. Insbeſondere iſt nöthig: 1 


1) daß die tief ausgefahrenen Geleiſe geebnet, Löcher und Tiefen nach Auswerfung des Schlammes 
und Ablaſſung des Waſſers mit geeignetem, namentlich trockenem Befferungs: Material ausgefüllt 
und ſodann mit Sand oder Kies überdeckt, und daß die Straßen im Frühjahre nach Aufgang 

des Froſtes und Entweichen der Näſſe zur ſchnelleren Abtrocknung und Ausgleichung der Tief⸗ 
gleiſe und Löcher übereggt werden; 


2) daß da, wo die Fahrbahn der Wege ungleich und hügellicht iſt, nicht nur die ungleichen Stellen 
geebnet, ſondern auch die Fahrbahn, ſofern der Grund und Boden der nöthigen Feſtigkeit ent⸗ 
behrt, mit geeignetem Material beſchüttet, und wo fie horizontal liegt, zur Beförderung eines 
regelmäßigen Waſſer⸗Abfluſſes gewölbt wird, ſowie, daß die im Wege liegenden Steine entfernt 
und die größeren derſelben, wo es nöthig und angänglich iſt, als Prellſteine an die Straßen⸗ 
däume geſetzt werden: . 

3) daß die in die Straße hineinreichenden Baumwurzeln, wenn ſie nicht wenigſtens anderthalb 

Fuß unter der Erdoberfläche liegen, herausgeſchafft werden; 

4) daß da, wo durch Schneefall der Verkehr gehemmt iſt, die Fahrbahn der Wege ſchleunigſt vom 
Schnee befreit wird; IR 

5) daß die ſteilen und abſchüſſigen, nur mit Gefahr zu paſſirenden Stellen der Wege gehörig ab⸗ 
geplattet und geebnet werden; g 

6) daß auf Wegen, welche mit ſchwerem Fuhrwerk befahren zu werden pflegen, größere Steigungen 
als 6“ pro laufende Ruthe im flachen Lande und 8“ pro laufende Ruthe im Gebirge beſeitigt 


werden; 
* 


7 


8) 


9) 


10) 
11) 
12) 
13) 
14) 
15) 


16 


— 


17) 


158) 


— 192 


daß die Wege überall, wo nicht die Beſchaffenheit des Bodens die Einziehung der Zeuchtige 


keit zu allen Jahreszeiten begünftigt, auf beiden Seiten mit gehörig breiten und tiefen, über 
haupt abzugsfähigen Gräben verſehen werden; \ er 
daß die Gräben und Durchläſſe ſtets in gutem Zuſtande erhalten werden. Ri 

Erſtere müſſen in ebenem Terrain bei 2 Fuß Tiefe mit 2 Fuß Sohlenbreite und 1½ fü⸗ 
ßiger Böſchung angelegt werden, letztere aber überall, ſowohl in den Seitengräben als auch wenn 
ſie innerhalb des Weges liegen, mindeſtens 2 Fuß lichte Weite haben; 


daß die in den Wegen und Dämmen befindlichen Pflaſter, insbeſondere die Pflaſter in den 


Dorfſtraßen, ſowie die Brücken ſorgſam unterhalten werden, und letztere mit einem haltbaren 


Geländer von wenigſtens 3 Fuß Höhe verſehen ſind; auch wo es erforderlich iſt, die Pflaſter⸗ 


ungen erneuert und neue Durchläſſe und neue Brücken angelegt werden. 


Wo Dorfſtraßen noch kein Pflaſter haben, deſſelben aber bedürftig find, iſt die Pflaſterung 


nach Vorſchrift des Wege⸗Reglements § 10, litt. i, ſofort anzuordnen. Es bedarf hierbel 
jedoch keines kunſtgerechten Pflaſters, wie in den Städten, ſondern es genügt, wenn, wie bei 
Chauſſeen, eine 7 — 9 Zoll ſtarke Packlage aus geſpaltenen Steinen geſetzt und ſelbige mit 
Steinſchutt oder Kies ausgefüllt und überdeckt wird; 

daß die Auffahrten zu den Brücken zur Vermeidung der ſich ſonſt vor denſelben bildenden Ver⸗ 
tiefungen mit feſtem und bindendem Material feſtgeſtampft und zur beſſeren Erkennung in det 
Dunkelheit zu beiden Seiten mit Bäumen beſetzt werden; 8 
daß da, wo die Wege neben Abgründen vorbeiführen, feſte und tüchtige Barrieren oder dichte 
Baumpflanzungen angelegt und die ſchon beſtehenden ordnungsmäßig unterhalten werden; 


daß überall, wo die Wege zwiſchen oder neben Anhöhen hindurch führen, deren Boden Br 


ſchaffenheit das Heradfallen der Erde auf den Weg beſorgen läßt, dieſe Anhöhen gehörig ab⸗ 
gedacht und befeſtigt und die ſchon vorhandenen Abdachungen der Seitenwände im Stande 
gehalten werden; 


daß die von den anſtoßenden Bäumen über die Wege hängenden Aeſte und Zweige bis zu 


einer ſolchen Höhe abgehauen werden, daß fie dem höchſten Wagenverdeck, Ernte: Magen oder 
Laſt⸗Fuhrwerk nicht hinderlich werden können; . 


daß die frequenteren Wege überall möglichſt gerade gelegt und ſo weit verbreitert werden, daß 
die Fahrbahn ohne die Seitengräben eine Breite von mindeſtens 24 Fuß erhält; 


daß die Wege, um deren Lauf zur Zeit eines Schneefalles oder in der Dunkelheit kenntlich ‚u 
machen, durch Anlegung und Unterhaltung von Alleen, Hecken oder andern Merkzeichen, als: 
Stangen, Prellſteinen und dergleichen, innerhalb der Seitengräben gehörig bezeichnet, die aus 
gegangenen Bäume und Merkzeichen aber durch neue Anlagen ſtets ergänzt werden; 

daß für die Zeit, wo das Befahren der Wege und Brücken durch Reparatur⸗ Arbeiten oder 


andere Anläſſe erſchwert, oder gefahrbringend iſt, für die zeitige Sperrung der Wege und 2 
ziehungsweiſe für die Eröffnung von Interims⸗Wegen und Interims⸗Bruͤcken geſorgt wird; 
daß an den Stellen, wo ſich die Wege von einander ſcheiden, von den zur Wege-Unterhaltu 
Verpflichteten ordentliche Wegweiſer aufgeſtellt werden und mit einer deutlichen Schrift 9 
denſelben angegeben wird, wohin jeder einzelne Weg führt ſowie, daß die Wegweiſer und 
Aufſchriften derſelben ſtets dem Zwecke entſprechend unterhalten werden; - 
daß die Straßen zu geeigneter Zeit mit Vorrathshaufen von Sand oder Kies an den Seiten 
verſehen werden. 
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§ 8. 

6 In jedem Ortsbereiche find von den zur Wege- Unterhaltung verpflichteten Dominien und 
emeinden, je nach dem Bedürfniſſe, ein oder mehrere Wegewärter anzuſtellen, welche entweder in 
ade oder durch Naturalien oder Freilaſſung von Gemeinde⸗Arbeiten angemeſſen zu remuneriren find, 

und dafür die Verpflichtung übernehmen müſſen, 


a. die ihnen überwieſenen Wege mindeſtens allwöchentlich zu begehen, die dabei vorgefundenen 
kleinen Mängel an Planum, Gräben, Durchläſſen und Baumpflanzungen ſofort ſelbſt zu 
beſeitigen, größere aber ſogleich der Ortspolizeibehörde zur Abhülfe anzuzeigen, 


b. nach jedem ſtärkeren Regen die auf den Wegen ſtehen gebliebenen Waſſerpfützen ſofort mittelſt 
kleiner Abzugsrinnen nach den Gräben abzulaſſen. 


N Die Anftellung dieſer Wegewärter iſt mittelſt ſchriftlichen Kontrakts zu bewirken, welcher 
Wugleich eine Dienſtinſtruktion enthalten muß. 


9 9. 
15 Reue Brücken auf den frequenteren Wegen müſſen ſtets eben fo breit, wie der Weg ſelbſt 
ungelegt werden. ' 5 

i $ 10. 

Den Polizeibehörden reſp. Landräthen ſteht die Beurtheilung darüber zu, ob ein öffentlicher Weg 
oder Damm, oder eine Brücke der Verlegung, Verbreiterung oder ſonſtigen Verbeſſerung bedarf und 
in welcher Weiſe die Verbeſſerung auszuführen iſt; ferner darüber, welche der im § 7 hervorgehobenen 

afregeln zur Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs in jedem einzelnen Fall zur Anwendung kommen 
U, und darüber, ob die Inſtandſetzung der Wege, Dämme und Brücken oder die Einrichtung der In⸗ 
img Paffagen den getroffenen Anordnungen entfprechend bewirkt iſt. Ueber etwaige Differenzen iſt 
Entſcheidung der Königlichen Regierung einzuholen. 


Verbots-Beſtimmungen. 


§ 11. 
Niemand darf öffentliche Wege, Damme oder Brüden, oder die dazu gehörigen Anlagen, als 
Daumpflanzungen, Hecken, Gräben, Durchläſſe, Wälle, Wegweiſer, Meilenzeiger, Tafeln, Prell⸗ und 
aumpfähle, Merk: und Warnungszeichen, Strohwiſche und dergleichen zerſtören oder beſchädigen, be⸗ 
lhungsweiſe fortnehmen oder unkenntlich machen. 

a 8 12. 
Es iſt verboten, öffentliche Wege durch Abgraben oder Abpflügen in ihrem Beſtande zu ver⸗ 

ungern oder von denſelben Erde, Steine oder Raſen wegzunehmen. 
9 13. ; 


f Das Ueberziehen der öffentlichen Wege mit Pflügen oder ähnlichen Geräthſchaften auf Kreuz⸗ 
Heppen und das Herumpflügen um die an ſolchen Wegen ſtehenden Bäume iſt unterſagt. 
§ 14. 


Bin Niemand darf auf öffentlichen Wegen oder Plänen Gegenſtände, welche den freien Verkehr 
ndern, aufſtellen, hinlegen oder liegen laſſen. ö 8 

9 15. 
. Ueberfahrten über die Straßengräben durch Zufüllen derſelben mit Dünger oder Boden, oder 
Minen anzulegen, iſt verboten, 
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9 16. | 
Von der Beachtung der vorftehenden Verbots⸗Beſtimmungen find nur diejenigen Perfonen ent⸗ 
bunden, welche zum Zweck der Wegebeſſerung oder ſonſt zur Vornahme der verbotenen Handlungen be⸗ 
ſonders berechtigt ſind. f 


Vorſchriften über den Verkehr auf den öffentlichen Wegen ıc, 


917. 
Das Fahren und Reiten über Brücken anders als im Schritt, iſt unterſagt. 


§ 18. ; > 
Kein Führer eines Wagens darf auf demſelben ſchlafen, ſobald das Fuhrwerk in Bewegung if ; 


$ 19, 0 
Wer ſich von feinen, auf öffentlichen Wegen und Plätzen angeſpannt oder angeſchirrt ſtehenden 
Pferden entfernen muß, hat während dieſer Zeit die Aufſicht über dieſelben einem zuverläßigen Stellver“ 
treter zu übergeben, oder, wo dies nicht angänglich iſt, ſonſtige zur Verhütung von Unglücksfällen nös 
thige Vorſorge durch Abſträngen der Zugpferde ꝛc. zu treffen. - 
$ 20, 
Ebenſo find folgende Vorſchriften zu beachten: 


1) Alle Fuhr⸗ und Landleute, auch andere Reiſende, ohne Unterſchied des Standes, müſſen den 
ordinairen und Extra⸗Poſten, wenn dieſe hinter ihnen kommen oder ihnen begegnen, aus dem 
Wege fahren und fie ohne Schwierigkeit vorbeilaſſen, ſobald der Poſtillon in's Horn ſtößt. 

2) Außer dieſen Fällen müſſen ledige oder blos mit Perſonen beladene Wagen und Kutſchen allen 
mit Sachen und Effekten beladenen Wagen, wohin auch Kutſchen, die Koffer oder ſonſtige 
Bagage führen, zu rechnen ſind, ausweichen. 


| 


E 


. 


3) Begegnen ſich zwei beladene oder zwei ledige Wagen, fo müſſen beide auf der rechten Seite 


zur Hälfte ausweichen. 
4) Kann einer rechter Hand nicht ausweichen, ſo muß dies von dem andern ganz geſchehen. 
5) Fehlt es auch dazu an Raum, ſo muß in dem Falle sub Nr. 2 derjenige, welcher zum Aus? 


| 


weichen verbunden ift, ſowie in dem Falle sub Nr. 3 der, welcher den andern zuerſt gewa . 


wird, an einem ſchicklichen Orte fo lange ſtill halten, bis der andere Wagen vorüber iſt. 
6) Kommt ein Wagen von einem Berge oder von einer ſteilen Anhöhe herunter und ein anderer 

Wagen fährt hinauf, ſo iſt der letztere jederzeit zum Ausweichen verbunden, er mag fi 

beladen fein oder nicht. r 
7) Bei hohlen Wegen oder andern engen Päſſen muß jeder zuvor ſtille halten und nach gegebe⸗ 
nem deutlichen Zeichen mit dem Horne, mit der Peitſche oder auf andere Art, ſo lange warten, 
bis er verſichert iſt, daß kein anderer Wagen ſich ſchon darin befindet. Sun 
Iſt der hohle Weg oder enge Paß von ſolcher Länge, daß die gegebenen Zeichen von einem 
Ende bis zum anderen nicht deutlich gehört oder wahrgenommen werden können, ſo mu an 
ſolchen Platzen, wo Raum zum Ausweichen iſt, auf's Neue gewartet und das Zeichen wiedte⸗ 
holt werden. 


8 


— 


9 21. N 1 
Außer den Poſten muß jeder vorfahrende Wagen dem hintenfolgenden und ſchnetler fahren 
wenn dieſer nicht anders vorkommen kann und der Raum es erlaubt, auf ein gegebenes Zeichen ſo wen 


ausweichen, als es nöthig iſt, damit letzterer ſeinen Weg fortſetzen könne. 
Niemand darf überhaupt auf öffentlichen Straßen oder Plätzen das Vorbeifahren Anderer wulf 
willig verhindern. ! j e 
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§ 22. 
Wenn Vieh auf Wegen, denen die erforderliche Breite fehlt, zur Weide gebracht wird, ſo 


. — n an Stricken geführt werden. — Das Hüten des Viehes innerhalb der Straßengräben iſt 
erſagt. f 


N 


Strafbeſtimmungen. 


$ 23. 


8 Wer den in den vorſtehenden 58 9—19 enthaltenen Verboten und Vorſchriften zuwiderhandelt, 
wird, ſofern er dadurch nicht andere oder härtere Strafen verwirkt hat, mit einer Geldbuße von Zehn 
ilbergroſchen bis zu Zwanzig Thalern oder mit verhältnigmäßigem Gefängniß bis zu 14 Tagen beſtraft.) 


9 24. 


Alle der vorſtehenden Polizei⸗Verordnung zuwiderlaufenden, von uns früher erlaſſenen Verord⸗ 
nungen treten hiermit außer Anwendung. 


Breslau, den 28. Juni 1858. 
Königliche Regierung, Abtheilung des Innern. gez. v. Götz. 


Indem ich vorſtehende in der außerordentlichen Beilage zu Nr. 29 des Amtsblattes abgedruckte 

Wege⸗Polizei⸗Ordnung noch beſonders zur Kenntniß der Kreis: Einfaffen bringe, bemerke ich, daß im 

hieſigen Kreiſe die Herren Polizeiꝙ⸗Diſtrikts⸗Commiſſarien die Funktionen der im $ 5 angeordneten Wege⸗ 
iſtrikts⸗Commiſſarien ausüben und verweiſe auf die in dem Kreisblatte pro 1856 S. 217 abgedruckte 
intheilung des Kreiſes in XII Polizei⸗Diſtrikte. 


i Die Orts Polizei: Behörden und die Herren Diſtrikts-Commiſſarien veranlaffe ich, mit aller 
Energie auf die ſtrenge Handhabung dieſer Wege-Polizei⸗Ordnung zu halten und verſichert zu fein, daß 

ſie in jeder Weiſe kräftig unterſtützen werde. Ich erwarte daher, daß auch in dieſem Herbſt recht viel 
zur Inſtandſetzung der Straßen geſchieht. 


In Gemäßheit des $ 8 a. a. O. muß in jeder Feldmark von den zur Wege- Unterhaltung 
berpflichteten Dominien und Gemeinden wenigſtens ein Wegewärter angeſtellt und deſſen Anſtellung 
ittelſt ſchriftlichen Contracts bewirkt werden, worin die jedem Wegewärter zugetheilten Wegeſtrecken 
genau anzugeben und derſelbe zu verpflichten iſt, die nachfolgende Dienſt⸗Inſtruction genau zu befolgen. 
ber die Ausführung dieſer Vorſchrift hat jede Gemeinde unter Beifügung des Contracts an den 
etreffenden Herrn Diſtrikts-Commiſſarius binnen 3 Wochen Bericht zu erftatten, und die Herren Com⸗ 
miſſarien erſuche ich dann, dieſe Berichte mit ihrem Gutachten und eine ihren ganzen Bezirk betteffende 
Anſemmenſtelung baldigſt an mich einzureichen. Von jedem Perſonenwechſel muß in gleicher Weiſe 
zeige gemacht werden. t f 


Flut An vielen Orten wird es ſich empfehlen, die Funktionen des Gemeindeboten, Nachtwärters, 

win hügen und Wegewärters ein und derſelben Perſon zu übertragen, weil es dann am leichteſten fein 

fred. ein auskömmliches Gehalt für dieſelbe zu beſchaffen. Daß die Wegewärter gehörig controllirt und 
eng zur Erfüllung ihrer Pflichten angehalten werden müſſen, verſteht ſich von ſelbſt. 


Breslau, den 13. September 1858. 
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Dienſt⸗Inſtruktion 


für die Wegewärter in den Gemeinden des Breslauer Kreiſes. 
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Breslau, den 13. September 1858. 


Die nach § 8 der Wege⸗Polizei⸗Ordnung vom 28. Juni 1858 angeſtellten Wegemättt 
haben eine genaue Aufſicht über den Bauzuſtand und die Sicherheit der Wege und a 
was dazu gehört, zu führen. f P 

Sie müſſen die ihnen überwieſenen Wege fo oft als möglich, und wenigſtens wöchentlich 
einmal begehen, und die dabei vorgefundenen kleinen Mängel an Planum, Gräben, Durch⸗ 
läſſen und Baumpflanzungen ſofort ſelbſt beſeitigen, alſo z. B. tiefe Geleſſe 
zuſtoßen, einzelne Löcher ausfüllen, loſe Steine ablöſen, etwaige geringe Verſetzungen , 
den Seitengräben und Durchläſſen befeitigen, Straßendäume wieder anbinden ꝛc., geo 
Mängel aber fofort der Orts-Polizeibehörde und dem Scholzen anzeigen. 


Bei anhaltender Näſſe, bei Thauwetter und nach jedem ſtärkeren Regen die auf dm 


Wegen ſtehen gebliebenen Waſſer-Pfützen ſofort mittelſt kleiner Abzugsrinnen nach den 
Gräben ablaſſen. N 
Sie müſſen ferner darüber wachen, daß die von den Aeckern abgeleſenen Steine odet 
Quecken, Diſteln ꝛc. nicht auf die Straße geworfen, oder ſolche ſonſt verunreinigt, oder 
wie es oft in Dörfern geſchieht, mit Bau- und Brennmaterialien oder Schirrholz verenget 
oder wohl gar mit Dünger und Dünger⸗Jauche verunreinigt werden. 
Wenn der Verkehr durch Schneefall gehemmt iſt, und das Ausſchooren der Wege noche 
wendig wird, müſſen ſie den Ortsbehörden ſofort Anzeige machen und auf deren Anweiſung 
die verſchneiten noch nicht bepflanzten Straßen mit Reiſern oder Strohwiſchen ausſtecken. 
Mängel an Stromfähren und Brücken und deren Auf- und Abfahrten, an Barrieren / 
Wegweiſern und Orts⸗Tafeln ſind ſofort anzuzeigen. 8 
Auf die Treiber der Rind- und Schwarzvieh-Heerden müſſen die Wegewärter ein wach 
ſames Auge haben, damit das Vieh die Gräben nicht beſchädige oder Löcher wühle un 
den angrenzenden Grundbeſitzern an ihren Früchten kein Schaden geſchieht. Die Treiber / 
ſo dagegen handeln, ſind ſofort den Ortsbehörden anzuzeigen, damit ſie zum Schaden 
Erſatz angehalten und beſtraft werden können. Ebenſo iſt aber auch auf die Hirten 
Schäfer Acht zu haben, welche ſehr häufig das Vieh nicht blos durch die Graben treiben 
ſondern auch darin hüten und dadurch die Graben beſchädigen. 
Ueberhaupt haben die MWegemätter alle zu ihrer Kenntniß gelangenden Uebertretungen * 
56 11—22 der Wege⸗Polizei⸗Ordnung vom 28. Juni 1858 den betreffenden Orts⸗ Poli 
Behörden anzuzeigen. 0 \ 
Sollten die Wegewärter wahrnehmen, daß zur Beſeitigung der von ihnen angezeigten Br 
mängelungen nichts geſchieht, fo haben fie dem betreffenden Herrn Polizei⸗Diſtrikts⸗ Co 
miſſarius über die Lage der Sache Meldung zu machen und wenn auch dies erfolglos Mr 
dem Kreis⸗Landrath. . \ 
Sollten dagegen von dem Kreis⸗Landrath, dem Polizei⸗Diſtrikts⸗Commiſſarius, der oz 
Polizei⸗Behörde oder dem Scholzen Pflichtwidrigkeiten und Vernachläßigungen der 
wärter bemerkt werden, fo haben letztere zu gewärtigen, ernſtlich zurechtgewieſen und 
Wiederholungs⸗Falle mit Ordnungs⸗Strafe belegt zu werden. b⸗ 
Der Contract über die Anſtellung der Wegewätrter gilt, wenn nicht etwas anderes veral 
redet iſt, immer nur für die Dauer eines Jahres, wird aber, wenn nicht drei Mon 
vor Ablauf deſſelben von einem der beiden Theile Kündigung erfolgt, ſtiüſchweigend e. 
immer auf ein Jahr verlängert angeſehen. 9 ene 
Wegen groben Nachläſſigkeiten aber, können die Wegewärter ohne vorhergegand 
Kündigung und ohne Anſpruch auf Entſchädigung jeder Zeit ihres Dienſtes entlaſſen 


(Mit einer Beilage.) 


* 


i 


Beilage 
zu Nr. 38 des Breslauer Kreisblattes. 


Breslau, den 18. September 1858. 


(Die Erhebung einer jährlichen Abgabe zu Gemeindezwecken von 
den Wohnungs⸗Vermiethern auf dem platten Lande.) In vielen Gemeinden des 
Kreiſes ſind mit Genehmigung der Königl. Regierung nach einem von mir vorgeſchriebenen Formulare 
ſeit einigen Jahren Gemeinde⸗Beſchlüſſe gefaßt worden, wonach die Hausbeſitzer und Wohnungsinhaber 
welche an neu anziehende Perſonen eine Wohnung vermiethen, verpflichtet wurden, eine einmalige 
Abgabe zur Orts⸗Armenkaſſe zu zahlen, welche irrthümlich gewöhnlich Einzugsgeld genannt wurde. 

Der Herr Miniſter des Innern hat über dieſe Einrichtung Bericht erfordert und darauf fol⸗ 
gende Verfügung erlaſſen: 5 | 


Euer Excellenz haben auf meinen Erlaß v. 14. Januar d. J. in dem gefälligen Bericht v. 20. März 
d. J. Sich, in Uebereinſtimmung mit den Königlichen Regierungen zu Potsdam und Frankfurt, dahin 
ausgeſprochen, daß Sie es geſetzlich nicht für zuläſſig erachteten, wenn in den Landgemeinden von denjenigen 
Hausbeſitzern und Wohnungsinhabern, welche Perſonen, die der Gemeinde ſeither nicht angehört haben, eine 
Wohnung gewähren, eine einmalige Communal⸗Abgabe erhoben würde. 


n Gleichzeitig haben Euer Excellenz angezeigt, daß von verſchiedenen Landgemeinden der Provinz der 
Beſchluß gefaßt und durch die Königl Regierungen beſtätigt worden ſei: von ſämmtlichen Hausbeſitzern 
und Wohnungs⸗Inhabern, welche Wohnungen, ſei es an Ortsangehörige oder an Fremde, vermiethen, eine 
laufende jährliche Abgabe, Behufs Bildung eines Armen⸗Fonds, zu erheben. Und es pflegt dieſe Abgabe, 
wie ich aus dem Berichte der Königlichen Regierung zu Frankfurt entnehme, — ſo normirt zu werden, daß 
für jede vermiethete Stube ein beſtimmter Betrag entrichtet wird. — . 


Eine derartige Heranziehung der Wohnungs: Bermiether überhaupt zu einer jährlichen Abgabe, erachten 
Euer Excellenz für geſetzlich unzweifelhaft zuläſſig. ö 
N Ich kann mich, wie ich Euer Excellenz hierdurch ergebenft erwiedere, der vorſtehenden Auffaſſung in⸗ 
ſofern nur anſchließen, als ich anerkennen muß, daß mit Rückſicht auf die Lage der Geſetzgebung, insbeſondere 
auf das Geſetz über die Aufnahme neuanziehender Perſonen vom 31. Dezember 1842 und das Geſetz über die 
Landgemeinde ⸗Verfaſſungen der 6 öſtlichen Provinzen vom 14. April 1856 erhebliche Bedenken gegen die Zu⸗ 
läſſigkeit einer Steuer obwalten, wonach nur diejenigen, welche nicht ortsangehörigen Perſonen Wohnung ger 
währen, mit einer einmaligen Abgabe delegt werden Ich bin daher damit einverſtanden, daß die Erhebung 
einer ſolchen Abgabe den Gemeinden nicht zu geſtatten ſei. 


Dagegen halte ich es in Uebereinſtimmung mit Euer Extcellenz geſetzlich für unbedenklich zuläſſig, daß 
die Wohnungs⸗Vermiether überhaupt mit einer jährlichen Abgabe belegt werden. . 


Beſchlüſſe der Landgemeinden, welche die Einführung einer derartigen Abgabe betreffen, können daher, 
wo die Verhältniſſe es zweckmäßig erſcheinen laſſen, die Beſtätigung der Behörde erhalten. 


Die Einführung einer ſolchen Abgabe wird ſich namentlich empfehlen, Behufs Erleichterung der Laſten 
der Armenpflege in ſolchen Landgemeinden, wohin in Folge der Erhebung von Einzugsgeld in benachbarten 
Städten oder aus ſonſtigen Gründen ein großer Zudrang von beſitzloſen Arbeiter⸗Familien flattfindet und wo. 
die Armenlaſten dadurch bedeutend geſteigert werden. Und es läßt ſich erwarten, daß die begründeten Klagen, 
welche gegenwärtig von den in ſolcher Weiſe benachtheiligten Landgemeinden über die mehr und mehr wachſenden 
Armenlaſten erhoben werden, durch eine zweckmäßige Normirung der fraglichen Abgabe, wenigſtens zum Theil, 
beſeitigt werden können. f ! 


Berlin, den 26. Juni 1858. Der Miniſter des Innern. 
(gez) v. Weſtphalen. 


An den Königl. Ober⸗Präſidenten der Provinz Schleſien, Wirklichen Geheimen Rath 
Herrn Freiherrn von Schleinitz Excellenz zu Breslau. ‚ 
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Hiernach find die Eingangs erwähnten Gemeindebeſchlüſſe als aufgehoben zu betrachten und 
es bleibt den Gemeinden nun nur überla ſſen, neue Gemeindebeſchlüſſe zu faſſen, wodurch ſämmtliche 
Hausbeſitzer und Wohnungs⸗Inhaber, welche Wohnungen, ſei es an Ottsangehörige oder an Neuan⸗ 
ziehende und Fremde vermiethen, verpflichtet werden, eine laufende jährliche Ab gabe Behufs 
Bildung eines Armen⸗Fonds zu zahlen. | 


Ich theile den Ortsgerichten, welche von dieſer Befugniß Gebrauch machen wollen, nachſtehend 
das Formular zu einem ſolchen Gemeinde⸗Beſchluß mit, der in duplo zur Beſtätigung an mich einzu⸗ 
reichen iſt. i s f 

Um Weiterungen zu vermeiden, bemerke ich, daß ich dieſe Beſchlüſſe im Allgemeinen nur dann 
beftätigen werde, wenn die jährliche Abgabe für jede vermiethete Wohnung 20 Sgr. nicht übersteigt, 
jedoch will ich auch genehmigen, daß namentlich in den in der Nähe von Breslau liegenden Gemeinden 
ein Thaler feſtgeſtellt wird, wonach z. B. wenn der Miethszins für eine Wohnung 5 
bis 25 Thlr. incl. beträgt, 20 Sgr. jährlich, 

50 7 7 ** 1 Thlr. 7 
100 7 ” ” 14 75 77 
und für jedes weitere Hundert 15 Sgr. mehr von dem Vermiether erhoben werden. 


Breslau den 14. September 1858. 


Formular. 
Verhandelt N. N. den ten 18 


5 | i 
Zur Abfaſſung eines Gemeindebeſchluſſes wegen Einführung einer jährlichen Abgabe von den 


Wohnungsvermiethern Behufs Erleichterung der Laſten der Armenpflege war auf heute Gebot anberaumt, 
Es waren dazu ſämmtliche ſtimmberechtigten Mit lieder der Gemeinde N. N. in ortsüblicher Meile 
unter ausdrücklicher Bekanntmachung des Gegenſtandes der Berathung vorgeladen, und in Folge deſſen 
erſchienen: 3 

1. Der Gerichtsſcholz N, N. 

2. u. ſ. w. 


Ausgeblieben waren: (5) Gemeindemitglieder. 


Zunächſt wurde der Verſammlung das in Nr. 38 des Breslauer Kreisblattes pro 1858 ab⸗ 
gedruckte Miniſterial⸗Reſcript vom 26, Juni 1858 vorgetragen und dann nach vollſtändiger Berathung 
des Gegenſtandes folgender Beſchluß gefaßt: 

$ 1. 

Jeder Wohnungs⸗Inhaber und Haus⸗Eigenthümer in N. N., welcher einer Perſon oder Fa- 
mitie, gleichviel, ob dieſelbe der Gemeinde bereits angehört, oder von auswärts zuzieht, eine Wohnung 
vermiethet, hat für jede vermiethete Wohnung eine laufende jährliche Abgabe von.. Sgr., m 
B r. ee i l d n ie zur Armenkaſſe zu entrichten. 6 

(Wird von der Gemeinde ein Thaler beſchloſſen, fo iſt ein der votſtehenden Ver 

fügung entſprechender Paſſus hier aufzunehmen.) a 

929 9 2. 5 
Die in $ 1 feſtgeſetzte Abgabe wird vierteljährlich praenumerando erhoben und ſollen diejenigen 
Beträge, welche nach vorhergegangener Aufforderung in den erſten 8 Tagen des Vier teljahres nicht ein⸗ 
gehen, durch adminiſtrative Execution eingezogen werden. . 


1 


BB 


) 
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8 3. N 


Br Die hierdurch aufkommenden Beiträge ſollen unter beſonderem Titel bei der Orts⸗Armenkaſſe 
ereinnahmt und mit den übrigen dieſer Kaffe zufließenden Geldern zur Unterſtützung hülfsbedürftiger 
armen reſp. zur Bildung eines Armenfonds verwendet werden. 


‘ 


8 4. 

a Dieſer Gemeindebeſchluß, welcher vom 1. des nächſten Quartals ab in Kraft treten ſoll, iſt 
ach erfolgter Vorleſung mit (20) bejahenden Stimmen gegen (5) verneinende Stimmen (oder ein⸗ 
immig) genehmigt und in Gemäßheit des § 10 des Geſetzes vom 14. April 1856 von dem Scholzen, 
en anweſenden Gerichtsmännern und drei andern der gegenwärtig geweſenen angeſeſſenen Gemeinde⸗ 
itgliedern wie folgt unterſchrieben worden: 

(Folgen die Unterſchriften.) 

a 

5 (Die Räumung der Schlafka betreffend.) Die Auskrautung der Schlafka iſt 

wendend nothwendig. Ich fordere daher die Adjacenten auf, die günſtige Jahreszeit zu benützen und 
eſe Arbeit ſchleunigſt auszuführen. 

N Die Unterlaſſung der Auskrautung würde nachtheilige Stauungen des Waſſers und im Laufe 
es Winters erheblichere Beſchädigungen der Ufer herbeiführen, ſo daß die Uferbeſitzer im Frühjahr ge⸗ 
ungen werden würden, koſtſpieligere Räumungs⸗Arbeiten vorzunehmen. 

Das eigene Intereſſe der Adjacenten gebietet denſelben daher, keine Zeit zu verlieren. 


Breslau, den 14. September 1858. 


x Die Liquidationen für die Militair⸗Waiſen⸗Verpflegungsgelder pro 
v. Quartal a. c. find mir von den Dorfgerichten Gabitz, Boguslawitz, Romberg, Neudorf⸗Com. 
d Schalkau am 30. d. M. pünktlich einzuſenden. f 


Die Iuvaliden⸗Abgangs⸗Nachweiſungen pro III. Quartal a. e. er 
tte ich mit Bezug auf meine Kreisblatt⸗Beſtimmung vom 10. November 1857 Seite 206 bis zum 
»dieſes Monats jedenfalls, einer Negativ⸗Anzeige bedarf es nicht. 


wa 
29 


& Die Berichte über den Zuſtand der Typhus⸗Waiſen im Breslauer 
eiſe pro III. Quartal a. e. erwarte ich von den Herrn katholiſchen Geiſtlichen zu Marga⸗ 
I, Neukirch, Malkwitz, Oltaſchin, Wangern. 


Breslau, den 14. September 1858. 


mi Die Landwehr⸗Uebungs⸗Pferde ſind den 22. d. M., als Mittwoch Nach⸗ 
R age 3 Uhr von den Pferdebefigern in Ohlau abzuholen. Falls die Beſitzer nicht in Perſon kommen, 
den Stellvertretern ein ortsgerichtlicher Ausweis mitzugeben, daß ſolche Namens des anzugebenden 
ſeſtters die Pferde zurücknehmen können. 8 de 
Bern In allen den Fällen, in welchen dieſer Ausweis mangelt, werden die Pferde auf Koſten der 
Niger in Ohlau zurückbehalten werden. . ö b 
wei Sind die Pferde dem Eigenthümer oder ſeinem Stellvertreter einmal übergeben; ſo können 
kane Einwendungen wegen Beſchaffenheit der Pferde nicht berückſichtigt werden, es iſt daher wün⸗ 
enswerth, daß die Eigenthümer ſelbſt erſcheinen. 2 


Breslau, den 15. September 1858. 
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(Aufenthalts Ermittelungen) Die Polizei⸗ und Orts = Behörden des geile 
werden hierdurch angewieſen, falls nachbenannte Perſon im Kreiſe betroffen wird, oder über ur 
Aufenthalt etwas bekannt iſt, oder wird, fofort Anzeige hierher zu machen. 12 

In der Unterſuchungsſache wider den Privat⸗Aktuarius Joſeph Miſchke, welcher zuletzt in ui | 
dorf gewohnt, dortſelbſt aber nicht aufzufinden ift, wird der gegenwärtige Aufenthaltsort zu wiſſen 12 5 
Sollte ſich p. Miſchke im Kreiſe aufhalten oder Jemanden von ſeinem Wohnort etwas bekannt ft 8 
ſo wird erſucht, baldige Anzeige hierher zu machen, um der requirirenden Gerichtsbehörde davon = 
theilung zu machen. 8 

Breslau den 16. September 1858. Königlicher Landrath, Freiherr v. Ende. f 


ET ERNEUTEN EEE EEE — 


(Freiwilliger Verkauf.) Die 3 den Gutsbeſitzer Carl Chriſtian Lachmann Ih" 
Erben gehörigen Grundſtücke zu Pohlanowitz und zwar: —— 9 
1) Die Freiſcholtiſei Nr. 1 zu Pohlanowitz, taxirt auf 43,706 Thlr. 15 Sgt. 
2) Die Schmiede⸗Poſſeſſion Nr. 29 daſelbſt, taxi rt auff 800 „ — 
3) Die Wieſen⸗Parzelle Nr. 6 daſelbſt, taxirt auf Muna i ente, )F 
zufolge der nebſt Hppothekenſcheinen in der Regiſtratur einzuſehenden Taxen ſollen N 
Dienſtag, am 19. Oktober 1858, Vormittags 10 Uhr 


vor dem Herrn Kreisgerichts-Rath v. d. Velde an ordentlicher Gerichtsſtelle in dem Parteien- 
Zimmer Nr. 2 fteiwillig ſubhaſtitt werden. Die aufgeſtellten Lieitations⸗Bedingungen find folgende: 
1. Der Verkauf erfolgt in Pauſch und Bogen ohne Gewährleiſtung und ohne Vertretung der Tor, 
2. Die Uebergabe erfolgt ſofort nach Zahlung des Kaufgeldes, welche ſpäteſtens 4 Wochen nac 
dem Licitations⸗Termine geſchehen muß. 
3. Käufer übernimmt die auf den Grundſtücken haftenden Laſten und Abgaben gegen Anrechnung 
auf das Kaufgeld. 
4. Käufer trägt ſämmtliche Koſten. a 


Breslau den 4. September 1858. Königl. Kreis⸗Gericht. II. Abtheilung. 


(Pferde⸗Verkauf.) Am Freitag, den 24. d. M., Vormittags 10 uhr = 
die von dem, dieſſeitigen Kreiſe zur Uebung des 1. ſchweren Landwehr = Reiter = Regiments geſte 1 
40 Pferde auf dem Exerzier⸗Platz des 1. Cuiraſſier⸗-Regiments an der alten Reitbahn zu Bres 


öffentlich meiſtbietend verkauft werden. 
Neumarkt den 15. September 1858. Die Kreisſtändiſche Commiſſion. l 


N * 


Vorige Woche ſind auf einem hieſigen Ackerflecke 2 Pakete neue Holzſchachteln gefunden worden 33 
che wahrſcheinlich geſtohlen und dort verſteckt worden. Der ſich legitimirende Eigenthümer kann dieſe we, 
bei mir zurückerhalten. A, Wieliſch, Schulz in Moſenthal. ae 


Breslau. Druck von Robert Lucas, Schuhbrücke⸗ und Meſſergaſſen⸗Ecke. 


